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Die deutschen Notstandsgebiete, 
eine Aufgabe der Raumpolitik

Dr. Eridi^ittridi,
' 4 -

Die deutsdien Notstandsgebiete zu sanieren, ist eine 
Aufgabe, die in zwei große Teile zerfällt, einen 

strukturellen und einen regionalen. Einmal muß ent­
schieden werden, wie die Notstandsgebiete in das 
Gefüge der deutschen W irtschaft eingegliedert w er­
den sollen. Zum aiidern muß festgestellt werden, 
welche räumlichen Schwerpunkte gebildet, welche zu­
rückgebliebenen Gebiete entwickelt werden sollen. 
Die erste Entscheidung hat die allgemeine Sozial- und 
Wirtschaftspolitik zu treffen, die zweite die Raum­
ordnung oder besser: die Raumpolitik. Beide Fragen­
komplexe sind aufs engste m iteinander verknüpft, 
und wenn hier von -erster und zweiter Entscheidung 
gesprochen worden ist, so soll das keinen Vorrang 
bedeuten. Man kann die eine Aufgabe und ihre Lö­
sung nidit von der anderen trennen. Strukturelle F ra­
gen werden durdi regionale Rücksichten beeinflußt 
und umgekehrt.

DIE RÄUM LICHE UND STRUKTURELLE 
UNAUSGEGLICHENHEIT DER BUNDESREPUBLIK

Diese Feststellungen haben nichts allgemein Gültiges 
an sidi. Es ist durchaus möglich, und die Zeiten sind 
für Deutschland keineswegs so fern, daß Sanierung 
von Notstandsgebieten Randerscheinungen der Sozial- 
und Wirtschaftspolitik sind. W enn auch in der Lite­
ratur der dreißiger Jahre die Fragen der Beseitigung 
von Notstandsgebieten immer wieder erörtert worden 
sind, so darf dies dodi nicht darüber hinwegtäusdien, 
daß das Gefüge der deutschen Wirtschafts- und Soziäl- 
ordnung im Grunde feststand und es sich um mehr 
oder minder große Reparaturarbeiten handelte. Heute 
ist strukturell und regional keine Ausgeglidienheit 
mehr vorhanden. Die W irtschaft der Bundesrepublik 
ist ein künstliches Gebilde, solange sie der gesam t­
deutschen Einheit entbehren muß. Ihre strukturelle 
Ausgeglichenheit anzustreben, ist wohl aufgegeben, 
aber es ist klar, daß diese Aufgabe, unter der unab­
weisbaren Voraussetzung des  Sonderdaseins der Bun­
desrepublik angepackt, mit tausend Vorbehalten be­
lastet, keine endgültige und befriedigende Lösung 
finden kann. Der Torso aber, von dem die N euord­
nung auszugehen hat, weist tiefgreifende W andlungen 
gegenüber der Vorkriegszeit auf, er ist verstüm melt 
und durch das Hineinpressen von rund 9 Millionen 
Flüchtlingen übervölkert. Schließlich findet er sich 
in eine sehr veränderte allgemeine politische und 
wirtschaftliche W eltsituation hineingestellt. Alle diese 
Momente belasten die Aufgabe, einen neuen Sozial- 
und W irtschaftsaufbau zu vollziehen, außerordentlich 
und verleihen ihm von Anfang an einen provisori­
schen und fragmentarischen Charakter. Dies gilt auch 
für die besondere Aufgabe der Sanierung der Not­
standsgebiete.

Bad Codesberg

Denn der strukturellen entspricht eine große räumliche 
Unausgeglichenheit. Auch das ist eine folgenschwere 
Belastung, die das frühere Deutschland in der Form 
nicht gekannt hatte. Gerade weil die Bundesrepublik 
in ihrem gegenwärtigen Umfang nur ein Teilstück 
des alten Reiches darstellt, fallen die großen Unter­
schiede zwischen Räumen, die man mit gewissen Ein­
schränkungen als wirtschaftlich gut situiert bezeichnen 
kann, und den N otstandsgebieten so stark  auf. Es 
fehlen gewiß nicht ganz die ausgleichenden Land­
schaften; aber in der wirtschaftlichen Dynamik treten 
sie hinter den Extremen zurück. Gewissen erwerbs­
günstigen,'' finanziell kräftigen Kernräumen wie im. 
wesentlichen Nordrhein-W estfalen, W ürttemberg, dem 
Rhein-Main-Gebiet und einigen süddeutschen , Indu­
strieinseln treten einmal in einer breiten Raiidzone, 
wohl an der Nordseeküste ansetzend, aber erst w eiter 
östlich von Flensburg bis Passau längs des Eisernen 
Vorhanges sich lagernd, Gebiete mit einem über­
durchschnittlichen wirtschaftlichen und sozialen Not­
stand gegenüber. Es sind vorwiegend Agrargebiete, die 
teilweise, wie der Bayerische Wald, schon lange vor 
dem Kriege wirtschaftlich schwach und auch notlei­
dend waren. Als besonders kennzeichnend für diese 
Randzone mit ihren Elendsgebieten sind die schweren 
Belastungen aus dem unglücklichen Ausgang des 
letzten Krieges und seinen Folgewirkungen hervorzu­
heben: Überlastung mit Flüchtlingen, Kriegsschäderi, 
verhängnisvolle Auswirkungen der Zonengrenze. Sie 
haben viele früher durchaus gesunde Landschaften zu 
Notstandsgebieten werden lassen.
Diesem sehr einprägsamen Notgürtel am Rande des 
Eisernen Vorhanges entsprechen ungefähr einige 
Grenzräume an der westlichen Bundesgrenze, z. B. 
die Rote Zone, die durch besonders starke Kriegs­
einwirkungen getroffen worden sind. Eine Sonder­
stellung nimmt das Emsland ein. Aber zwischen beide 
Grenzzonen schiebt sich von Ost nach W est, den 
M ittelgebirgen folgend, eine Kette alter Notstands­
gebiete: Rhön, Vogelsberg, W esterwald, Hunsrück, 
Eifel.
Schon dieser kurze Überblick über die wesentlichsten 
Gebiete wirtschaftlichen und sozialen Notstandes in 
der Bundesrepublik läßt erkennen, daß es sich räum­
lich um nicht unbeträchtliche Flächen handelt und daß 
deren Lage die möglichen Spannungen und Gefahren 
ganz besonders schwerwiegend gestalten muß. Es ist 
also ein auch politisch sehr ernstes Problem, das der 
deutschen Wirtschafts- und Raumpolitik damit auf­
gegeben worden ist: eine wirtschaftliche und soziale 
Sanierung in Formen eines strukturellen und räum­
lichen Ausgleichs. Eine Aufgabe solchen Ausmaßes 
kann unmöglich den einzelnen betroffenen Ländern

1952 / 1 29



D ittrid i: Deutsche N otstandsgebiete und Raum politik

Überlassen bleiben. W ie sollte Schleswig-Holstein, 
das insgesamt Notstandsgebiet ist, sich aus eigener 
Kraft sanieren können! W as allgemeine Kriegsfolge 
ist, und der w esentlidie Teil der Ursachen ist darauf 
zurückzuführen, kann nur von der Gesamtheit, d. h. 
vom Bunde her, einer Lösung nahegebracht werden.

MERKMALE DER NOTSTANDSGEBIETE 

Die M annigfaltigkeit der Notstandsgebiete und die 
strukturellen Momente haben eine Reihe neuer M erk­
male dem alten, klassischen Arsenal der N otstands­
symptome hinzugefügt. In einer der ersten Veröf- 
fentlidiungen aus dem Kreise der früheren Reichs- 
arbeitsgem einsdiaft für Raurnforschung kann man 
beispielsweise lesen, daß Notstandsgebiete Landschaf­
ten sind, die einmal unter der durchschnittlidien deut­
schen Bevölkerungsdichte besiedelt sind, die ferner 
dieser dünnen Bevölkerung nur eine unterdurch­
schnittliche Lebenshaltung abwerfen, die infolgedessen 
die auf-diese Bevölkerung entfallende Volksentwick­
lung nicht zu erhalten und im Raum zu halten und 
zu beschäftigen yermögen und aus allen diesen Grün­
den beim Reiche' als Bettler und W ohlfahrtsempfän­
ger seit langem anstehen. So versuchte man noch 
1938, die rückständigen Bergländer im W esten, Huns­
rück und Eifel, zu charakterisieren. Heute hat man in 
Kreisen der mit diesen Fragen betrauten Bundes- 
resiorts einen Katalog von M erkmalen aufgestellt, 
der folgende Hauptgesichtspunkte umfaßt:
a) N otstandsarten natürlicher. A rt wie dauernde Ge­

fährdung durch Naturereignisse, z. B. Hochwasser, 
Sturmflut, Trockenheit;

b) Notstände technischer und m aterieller A rt wie 
schlechte Verkehrsausstattung, miserable W oh­
nungsverhältnisse, Rückständigkeit in Industrie 
und Landwirtschaft;

c) Notstände wirtschaftlicher Art wie die allgemeine 
Übervölkerung, aber auch niedrige Erträge je  Er­
werbstätigen, unterdurchschnittliche Einkommen, 
hohe strukturelle Arbeitslosigkeit;

d) soziale Notstände wie Vorherrschen einer besitz­
losen Masse ohne Rückhalt und Ausweichmöglich­
keiten in Krisenzeiten;

e) besondere Notstände, die unter gewissen V erhält­
nissen alle wesentlichen Lebensbereiche durchdringen 
können, wie gesundheitliche und moralische Übel, 
Zuspitzung politischer Gegensätze, Entstehen sozia­
ler Unruheherde, grenzbedingte Nachteile, kultu­
relle Rückständigkeit u. dgl.

Ein solcher Katalog kann einen Zweck erfüllen, und 
der w ar auch mit seiner Aufstellung beabsichtigt, er 
kann Abgrenzungen der Notstandsgebiete ermög­
lichen. Es ist darüber zu diskutieren, welche dieser 
Merkmale man statistisch so scharf fassen kann, um sie 
einer Abgrenzung in concreto zugrunde zu legen, ob 
man die Statistiken der landwirtschaftlichen Einheits­
werte, der Arbeitslosigkeit, der Steuerkraft usw. her­
anziehen kann und wie groß der jeweilige Aussage­
w ert der einzelnen Statistik ist. Diese praktisch wich­

tigen Fragen interessieren für die folgenden, mehr 
grundsätzlichen Ausführungen weniger. W ichtiger ist, 
eine Klassifizierung nach den Ursachen der Notstände, 
die wirklich für die strukturellen und regionalen Auf­
gaben entscheidend sind, zu versuchen. Denn man hat 
nicht die Symptome zu beseitigen, sondern die Ur­
sachen, wenn man ernstlich eine Sanierung will. Jene 
Kreise der Bundesressorts haben danach unterschieden:
a) die durch Kriegsfolgen übervölkerten Gebiete 

(,,neue N otstandsgebiete“),
b) die funktionsgeschwächten Schadensgebiete mit 

hochgradiger Unterversorgung,
c) die langfristig agrarisch übervölkerten Rückstands­

gebiete („alte Notstandsgebiete").
Die Typen finden sich teils rein, teils gemischt. So 
sind z. B. die alten Notstandsgebiete durch Kriegs­
folgen zusätzlich übervölkert worden, es hat hier 
also eine Kumulierung der Notstandsursachen sta tt­
gefunden. Das Leben , mischt die einzelnen Ursachen 
und füllt das so einfach erscheinende W ort N otstands­
gebiet stets m it neuen Inhalten. Soll der Begriff nicht 
als ein von der W irklichkeit abstrahierter erscheinen, ’ 
so kann er nur ein historisch geprägter, d. h. jeweils 
auf besondere einmalige V erhältnisse bezogener sein. 
Von all diesen Erwägungen ausgehend, ist man von 
Seiten des Bundes zu' folgender Zusammenfassung 
derjenigen N otstandsgebiete gekommen, auf die sich 
die Hilfsmaßnahmen der Bundesregierung erstrecken 
sollen;

1. Bayerischer-und Oberpfälzer Wald,
2. Frankenwald und die bayerischen Teile des Thü­

ringer Waldes,
3. Hochrhön,
4. Vogelsberg,
5. Teile von Nordhessen,
6. Oberharz,
7. W atenstedt-Salzgitter insgesamt,
8. Elbe-Jetzel,
9. Schleswig-Holstein insgesamt,

10. Wesermarsch, W ilhelmshaven, Friesland,
11. Eifel,
12. Hunsrück,
13. weitere kriegszerstörte landwirtschaftliche Gebiete 

an der W estgrenze (Rote Zone),
14. Hotzenwald.
Die Einteilung geht dabei kreisweise vor und sucht 
stets die eigentlichen N otstandsherde zu erfassen, 
also von der Eifel beispielsweise die Landkreise Prüm, 
Daun und Teile der Kreise Bitburg, Ahrweiler und 
Mayen, vom Hunsrück den Kreis Birkenfeld u. ä. Das 
Institut für Raumforschung hat in seinen „Informa­
tionen", 1951, eine Reihe von Einzeldarstellungen ver­
schiedener Notstandsgebiete gebracht. Auf diese Bei­
träge sei hier verwiesen.

M ITTELW AHL U ND M ITTELEIN SATZ 

Der Vielseitigkeit und Neuheit der einzelnen Not­
standsursachen kann, das dürfte ohne w eitere Erörte- 

 ̂ rung einleuchten, nicht allein mit den alten Mitteln 
begegnet werden. Die M ittelwahl ist einmal eine An­
gelegenheit der jeweiligen W irtschaftsordnung. Einer
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Zwangswirtschaft stehen ganz andere Möglichkeiten 
zu Gebote als einer freien Wirtschaft, ln der vom 
Staate nur mit der leichten Hand lenkend eingegriffen 
werden kann. Ganz abgesehen davon, daß in einer 
Zwangswirtschaft der Fall der N otstandsgebiete einen 
anderen Akzent erhält. Gegeben sind sie aber auch 
dort, und ein Land wie Mecklenburg dürfte in vielem 
mit Schleswig-Holstein parallele Erscheinungen auf­
weisen. Doch ist eine der bem erkensw ertesten Eigen­
schaften der Sanierungsmöglichkeiten, unbeschadet 
der jeweils gegebenen W irtschaftsordnung, die Sub­
stitution der einzelnen Mittel. Soziale N otstände kön­
nen durch ökonomische Sanierung beseitigt werden, 
landwirtschaftlicher Notstand durch gewerblichen Aus­
bau, gewerblicher Rückstand durch verbesserte V er­
kehrsmöglichkeiten usw. Diese A rt der Substitution 
der Sanierungsmittel ergibt sich aus der Tatsache, 
daß jedes Notstandsgebiet seinen Charakter aus 
Strukturfehlern erhält, also aus Ursachen, die auf das 
Ganze und seine verschiedenen Teile in gleicher 
Weise wirken und nicht isoliert stehen und isoliert 
bekämpft werden können. Und aus der Tatsache, daß 
wesentliche Momente für die Bildung neuer Notstands­
gebiete allgemeine Kriegsfolgen darstellen, folgt auch 
ein regionaler Austausch der Sanierungsmöglichkei­
ten von einem Umfang, wie er früher nicht bekannt 
gewesen ist. W ohl kannte man schon die Behebung 
von Notständen in einem Gebiete durch Entwicklung 
eines aktivierbaren Nachbargebietes oder auch nur 
einer benachbarten Stadt, die Ansatzpunkte für neue 
Industrien bot. Aber die Verhältnisse nach dem zwei­
ten W eltkrieg haben zu Fernwirkungen der Sanierung 
geführt. Das ist für Deutschland etwas Neues. Man 
kann den Notstand in einem Gebiete mildern oder 
gar beseitigen durch Investitionen in einem ganz an­
deren, nicht benachbarten, nicht zu den notleidenden 
Gebieten gehörenden Land. W enn m an es einmal 
pointiert ausdrücken will: Sanierung von Schleswig- 
Holstein durch W ohnungsbau in Nordrhein-W estfalen. 
Im einzelnen wird auf dieses Problem noch zurückzu­
kommen sein. Ganz allgemein handelt es sich um die 
Erleichterung der wirtschaftlichen und sozialen Not­
lage in den Passivräumen durch bewußte Förderung 
der Aktivräume. W eil die Sanierung der deutsctien 
Notstandsgebiete eine Aufgabe des strukturellen 
Neutiaues der deutschen W irtsdiaft ist, sind M ittelart 
und Mitteleinsatz strukturell und regional von der 
Gesamtproblematik bestimmt und nicht einseitig loka­
lisiert.
Wenn man sich dieser Überlegungen voll bewußt ist, 
kann sich nie die in der Öffentlichkeit so sehr verein­
fachte Alternative in den M ittelpunkt aller Entschei­
dungen drängen, ob man nämlich im Zuge der Sanie­
rung die Menschen an 'die Arbeit oder die A rbeit an 
die Menschen bringen sollte. Diese Frage ist nicht neu. 
Sie wurde beispielsweise ebenso primitiv und extrem 
diskutiert, als es sich darum handelte, wo in den 
dreißiger Jahren und auch noch zu Anfang des zwei­
ten Weltkrieges die neuen Rüstungswerke und ihre

Zuliefererbetriebe aufgebaut bzw. belassen werden 
sollten. Sollte man, um ein konkretes Beispiel zu 
nehmen, Arbeitskräfte aus deni Erzgebirge abziehen 
und in die mitteldeutschen Industriezentren verpflan­
zen, um dann die ganze Fertigung an Ort und Stelle 
vereint zu haben, oder sollte man die räumliche Tren­
nung in Kauf nehmen und die A rbeiter an ihrem 
alten W ohnort' beschäftigen? Diese Fragen, damals 
mit Hilfe von Dienstverpflichtungen und anderen M it­
teln zwangswirtschaftlicher A rt lösbar, konnten schließ­
lich auch nicht mit einem ganz eindeutigen und ein­
seitigen Urteil entschieden werden. Und heute taucht 
die A lternative in neuer Form vor allem in der Ent­
scheidung auf: Umsiedlung oder Industrialisierung in 
den übervölkerten Räumen. Nachdem lange Zeit die 
Umsiedlung an erster Stelle gestanden hat, hat jetzt 
in der Diskussion und wirtschaftspolitischen Planung 
nach den Schwierigkeiten der Umsiedlungsaktion, die 
nicht so rasch entlastend wirken konnte, wie man 
irrtümlich gehofft hatte, die Frage des ivirtschaftlidien 
Ausbaues, d. h. also der Industrialisierung in • den 
notleidenden Gebieten, den bevorzugten Platz ein­
genommen. Nun gehören zwar nach den elementaren 
Sätzen der Nationalökonomie Kapital und Arbeit und 
der Produktionsfaktor N atur zusammen, um produ­
zieren zu können. Aber es w äre eine sehr primitive 
Art, die vor allem gegenüber den so mannigfaltigen 
Aufgaben des praktischen Lebens versagen müßte, 
wollte man dieses. Zusammenwirken in so einfachen 
grundsätzlichen Entscheidungen regeln. Menschen 
und Arbeit müssen zusammengebracht werden; wo 
das geschieht, ist eine Tatfrage, die von vielen Mo­
menten bestimmt wird. Im Grunde ist also jene 
A lternative falsch gestellt und führt bloß in die Irre. 
Bedauerlicherweise hat sie einige Nachteile im Ge­
folge gehabt. Daß nian nämlich anfangs sehr einseitig 
auf die Umsiedlung blidite, hat den Blick für indu­
strielle Chancen, die damals eher als jetzt gegeben 
waren, getrübt. Stellte man sich vor einiger Zeit die 
Sanierung im W ege der Umsiedlung zu leicht vor — 
denn die Enttäuschung, die heute über den Stand der 
Umsiedlurigsaktion herrscht, kommt doch in erster Linie 
aus einer .Unterschätzung der Aufgabe —, so besteht 
jetzt die Gefahr, daß man die Möglichkeiten einer In- 
dustrieaufsledlung als zu einfach ansieht und daß das 
bequeme W ort von der Arbeitsorientierung der Indu­
strien in den deutschen M ittelgebirgen die Schwierig­
keiten vertuscht. Da viele, vor allem die alten Not­
standsgebiete, in M ittelgebirgen wie Bayerischer und 
Oberpfälzer Wald, Frankenwald, Rhön, Vogelsberg, 
Westerwald, Hunsrück, Eifel, Schwarzwald liegen, mißt 
man dem Argum ent der A rbeitsorientierung der Mit- 
telgebirgsindustrien eine große Bedeutung zu. Dabei 
hat schon längst ein so genauer Kenner dieser M a­
terie wie Johannes M üller davor gewarnt, die Be­
deutung der sachlichen Standortsfaktoren für die In­
dustrie der deutschen M ittelgebirge zu unterschätzen. 
Er kam zu der gewiß zutreffenden Feststellung, daß 
Erzgebirge und Thüringer Wald, die gewöhnlich als
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charakteristische Beispiele für das industrielle Leben 
der deutschen M ittelgebirge angeführt würden, alles 
andere als charakteristisch seien, daß sie vielmehr 
eine Sonderstellung einnehmen. Er meinte dies nicht 
so, daß sie einen Gegensatz zu den übrigen Gebirgen 
bildeten, wohl aber, daß sie in ihrer Industrialisie-, 
rung gewissermaßen den Idealtyp darstellten, hinter 
dem die anderen deutschen M ittelgebirge mehr oder 
weniger zurückblieben, manche von ihnen sogar in 
einer Weise, daß beinahe doch von völlig abweichen­
den Verhältnissen gesprochen werden müßte. Auf­
gebaut ist jedenfalls die Industrie in den deutschen 
M ittelgebirgen, historisch gesehen, auf sachlichen 
Standortsfaktoren, und auch heute noch spielt dieser 
Faktor eine nicht zu kleine Rolle. Es wird an einer 
späteren Stelle der Ausführungen noch einmal nötig 
sein, auf diesen Punkt zurückzukommen.

DER BEVÖLKERUNGSAUSGLEICH

Nun spielt zweifelsohne von allen Maßnahmen, um 
eine allgemeine Sanierung der wirtschaftlichen und 
sozialen Verhältnisse in der Bundesrepublik herbei­
zuführen, die Herstellung eines tragbaren Bevölke­
rungsausgleichs die bedeutendste Rolle. Das kommt, 
wie eingangs gezeigt wurde, auch in den Überlegun­
gen der Bundesressorts zum Ausdruck. Ein Bevölke­
rungsausgleich kann aber nicht so verstanden werden, 
als ob überall die gleiche Bevölkerungsdichte pro qkm 
gegeben sein müßte. Ballungsräume wird es immer 
geben, und sie werden ein viel größeres Gewicht in 
der Bundesrepublik als im alten Reich besitzen. Die 
räumliche Unausgeglichenheit der Bundesrepublik be­
ruht ja  gerade darauf, daß sie den bedeutendsten 
europäischen Ballungsraum im Ruhrgebiet besitzt. Die 
Umsiedlung im Zuge des Bevölkerungsausgleichs, da 
sie Bevölkerung von vorwiegend agrarischen Gebie­
ten abzieht, potenziert also zwangsläufig das Gewicht 
der Ballungsräume. Man mag das verwünschen, aber 
es ist unabwendbar.
Das Institut für Raumforschung hat in verschiedenen 
Denkschriften, Gutachten und sonstigen Veröffent­
lichungen sowohl zu den Fragen des Bevölkerungs­
ausgleichs als auch zu seinem wichtigsten Bestandteil, 
der Umsetzung der Flüchtlinge, Stellung genommen. 
Daß diese wohl größte Aufgabe beim N eubau der 
deutschen Sozial- und W irtschaftsstruktur eine Bun­
desaufgabe ist, ist unbestritten. Auch wird man heute 
einsehen, zumal nach den verschiedenen Mißerfolgen 
der behördlich gelenkten Umsiedlung in regionaler 
Hinsicht, daß der Trend der freien Binnenwanderung 
als Richtschnur zu gelten hat, daß also auch die be­
hördlichen Maßnahmen sich dem allgemeinen Zug von 
den überbelasteten, passiven Räumen in die großen 
Aktivräume anzupassen haben.
Auf die besondere Situation der N otstandsgebiete an­
gewendet, bedeuten die allgemeinen Erkenntnisse aus 

■ Verlauf und Erfolg der bisherigen freien Binnenwan­
derung und behördlich gelenkten Umsiedlung folgen­
des. Es kann nicht der Sinn der behördlich gelenkten

Umsiedlung sein, Flüchtlinge von einem N otstands­
gebiet in ein  anderes umzusetzen. Ganz konkret: von 
Schleswig-Holstein in die Eifel. W enn man die oben 
skizzierten Gedanken weiterverfolgt, kann eine ge­
lenkte Umsiedlung nur regional entsprechend der 
freien W anderung erfolgen, d. h. von Passivraum zu 
Aktivraum, aber nicht aus Land A nach Land B. Der 
Gefahr, Flüchtlinge bei der Umsetzung wieder in 
Notstandsgebiete zu verlagern, entgeht man nur, wenn 
man sich auch in der technischen Durchführung von 
dem Länderprinzip emanzipiert und dem Raumprinzip 
anschließt. Die bisherigen Umsiedlungsaktionen haben 
in dieser Frage Fehler gemacht. Daß sie schließlich, 
so weit möglich, von der freien Binnenwanderung 
korrigiert worden sind, ist ein Vorzug der freien 
Wirtschaft.
Da diese Fragen besonders für das N otstandsgebiet 
Schleswig-Holstein von größter Tragweite sind, ist 
es an dieser Stelle angebracht, die besondere Situation 
dieses Landes zu charakterisieren. Schleswig-Holsteins 
ehemalige industriewirtschaftliche Position ist durch 
den Krieg in ihren wichtigsten Fundamenten zerschla­
gen worden. Sie beruhte auf eigentlicher Rüstungs­
wirtschaft mit Zuliefererbetrieben. Kriegszerstörungen 
und Demontagen ließen rund 130 000 industrielle Ar­
beitsplätze verschwinden. Dagegen ergoß sich nach 
Schleswig-Holstein ein gew altiger Flüchtlingsstrom. 
Die Bevölkerung stieg von rund 1,6 M illionen 1939 
auf rund 2,6 Millionen 1946 und betrug am 1. 1. 1950 
2,7 Millionen. Große, dauernde, strukturelle A rbeits­
losigkeit, soziales Elend von unvorstellbarem  Aus­
maß m.ußten die Folge sein. Da nun Schleswig-Holstein 
trotz seiner industriellen Ansätze ein agrarisches Land 
geblieben ist, besitzt es nicht die lebhaftere Regene­
rationskraft, die beispielsweise den industriellen Bal­
lungsräumen eigen ist, deren wirtschaftliche Energie 
durch Kriegszersiörungen und Demontagen nur vor­
übergehend niedergebrochen war. Sobald die ver­
schütteten Entfaltungsmöglichkeiten w ieder freigelegt 
worden waren, haben die Ballungsräume ihren zeit­
weiligen Charakter als N otstandsgebiete verloren und 
sind die wichtigsten Aktivräum e der Bundesrepublik' 
geworden. Schleswig-Holstein hat eine solche Kraft 
nicht besitzen können.
Bis 1939 wäre es unvorstellbar gewesen, Schleswig- 
Holstein auch nur in die Nähe der notleidenden Ge­
biete einzuordnen. Es w ar ein Agrarüberschußgebiet 
und ähnelte in dieser Hinsicht Dänemark, ohne aller­
dings dessen Intensivierung in der Landwirtschaft zu 
erreichen. Sicherlich hätte sich, vom Standpunkt der 
Gegenwart aus gesehen, für Schleswig-Holstein agrar­
politisch mehr herausholen lassen. Daß ein Abstand 
gegenüber der unter gleichen natürlichen Bedingungen 
arbeitenden dänischen Landwirtschaft bestand, zeigt 
ja  gerade, was sich hätte tun  lassen, allerdings unter 
der Voraussetzung der weltwirtschaftlichen Ausrichtung 
der Schleswig - holsteinischen Landwirtschaft. Denn 
diese internationale W endung hätte man vollziehen 
müssen, da die Anziehungskraft des nächsten großen
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deutschen Ballungsraumes und landwirtschaftlidien Ab­
satzmarktes in Rheinland-W estfalen aii sich anders ge­
richtet war und Schleswig-Holstein nicht mehr erfaßte. 
Daß man aber diese agrarpolitische Schwenkung bei 
der damaligen wirtschaftspolitischen Situation nicht 
vollziehen konnte, lag an der Stärke, mit der sidi die 
ostelbischen A grarinteressen durchsetzen konnten, die 
mit den wohlverstandenen Interessen Sdileswig-Hol- 
steins nidit in Einklang zu bringen waren. Ostelbien 
ging auf Schutzzoll und Abkehr vom W eltm arkt, nidit 
auf Freihandel aus.
Beide Momente, die industriewirtschaftlidie Demon­
tage und eine gewisse Fehlentwicklung in der Land- 

, Wirtschaft, haben die mit der Flüchtlingsüberflutung 
hereinbrechende Notlage Schleswig-Holsteins v er­
schärft. Zwar haben sich die agrarischen Verhältnisse 
unter dem Druck jener Ereignisse gewandelt. Schles- 
wig-HoIstein hat versucht, eine größere landwirt-- 
sdiaftlidie Bevölkerung als 1939 zu halten, und es ist 
ihm das audi durch Ümstellungen in der Landwirt­
schaft möglidi gewesen. Die Zahl der Erwerbstätigen 
in der Landwirtschaft ist, zum Teil durch stärkere Be­
tonung des arbeitsintensiven Hackfruditanbaues, in 
Schleswig-Holstein gegenüber der Vorkriegszeit von. 
allen Ländern der Bundesrepublik am meisten ge­
stiegen. Aber diese Möglichkeiten sind eng begrenzt. 
Eine Erleichterung in größerem Umfang kann nur im 
Zuge eines industriellen W iederaufbaues und Aus­
baues erfolgen. Aber es ist in kürzerer Frist unmög­
lich, von der Industrialisierung Schleswig-Holsteins 
die Lösung seines Flüchtlingsproblems und damit die 
Beseitigung seiner entscheidenden Notstandsursaciie 
zu erwarten. Es bleibt als wichtigster Ausweg nur 
die Umsiedlung übrig. Und hier machen sich Ver­
säumnisse der letzten Jahre geltend.
Durch freie W anderung und gelenkte Umsiedlung ist 
die Bevölkerung Sdileswig-Holsteins von 2,7 Mil­
lionen bis M itte des vergangenen Jahres auf etwa 
2,5 Millionen zurückgegangen. Damit liegt sie zwar 
unter dem bei der Volkszählung von 1946 erm ittelten 
Stand, aber dennoch weit über der Bevölkerung von 
1939. Nach Berechnungen, die im Institut für Raum­
forschung angestellt worden sind, müßten noch rund 
630 000 Menschen aus Schleswig-Holstein abgezogen 
werden, teils in behördlich gelenkter Umsiedlung, 
teils in freier W anderung. Die Schwierigkeiten der 
behördlich gelenkten Umsiedlung, auch das haben 
Untersuchungen aus dem Institut für Raumforschung 
nachweisen können, bestehen vor allem darin, daß die 
aktiven Elemente unter den Flüchtlingen in großem 
Umfang teils durch die behördliche Umsiedlung, teils 

■ durch freie W anderung das Land verlassen haben und 
nun die durch wirtschaftliche, soziale und psychische 
Momente beim Start behinderten Gruppen in die Um­
setzung einbezogen werden müssen. Das sind aber 
gerade die Gruppen, die den Notstandscharakter 
Schleswig-Holsteins besonders ausprägen und bei 
ihrem Verbleib im Lande zu einem Dauerzustand 
werden lassen. Erwerbsschw^che und Erwerbsbe­

schränkte. Jugendliche, Halbfamilien, um einmal an­
zudeuten, welche Einzelgruppen u. a. hier in Betradit 
kommen können, finden in einem industriell viel­
seitig und hoch entwickelten Ballungsraum am ehe­
sten Erwerbs- und Ausbildungsmöglichkeiten, die 
ihnen Schleswig-Holstein in der Breite auch bei for­
ciertem Industrieausbau nicht bieten kann. Es ist all­
gemein bekannt, daß in Nordrhein-W estfalen Chancen 
für diese Umsiedlungsgruppen bestehen, deren Ver­
wirklichung aber entscheidend von dem Vorhanden­
sein von W ohnraum für die Umsiedler abhängt. Erst 
die Bereitstellung von neuem W ohnraum für die Zu­
wanderer in den Aktivräum en bringt die bei ihnen 
gegebenen Arbeitschancen voll zum Tragen, wofür 
wiederum Investitionen von W ohnbaumitteln in den 
Aufnahmegebieten nötig sind. In diesetai Sinne ist 
jene eingangs erwähnte Formulierung zu verstehen, 
daß die Sanierung Schleswig-Holsteins vom W oh­
nungsbau in Nordrhein-W estfalen abhängt. 
W anderung und W ohnungsbau gehören also untrenn­
bar zusammen, das ist für alle Sanierungsmaß­
nahmen der Notstandsgebiete, sofern sie sich auf 
den Bevölkerungsausgleich erstrecken, festzuhalten. 
Daß es an der nötigen Koordinierung öfter gefehlt 
hat, sachlich wie zeitlich, ist die Hauptursache dafür, 
daß aus der bisherigen Umsetzung nicht mehr heraus­
geholt werden konnte. Allerdings darf man von ihr 
auch nicht Unmögliches verlangen. Die gegenwärtige 
Diskussion dieser Fragen ist nicht selten ungerecht 
und sachlich nicht fundiert. Da die Umsiedlung ja 
nicht nur einen Ortswechsel, sondern eine wirkliche 
Eingliederung bedeuten soll, ist damit auch schon ge­
sagt, daß es sich um einen länger dauernden Ein- 
sdimelzungsprozeß handeln muß. Ferner sind die in 
der Öffentlichkeit wegen ihrer Nichterfüllung disku­
tierten Jahresquoten politische Quoten. Sie sind zu 
einer Zeit erstmalig fixiert worden, als man schlech­
terdings noch keine Erfahrung haben konnte, was 
jährlich an behördlich gelenkter Umsiedlung zuge­
m utet werden konnte, und sie sind auch später poli­
tisch festgesetzt worden. Den Überblick über den ta t­
sächlichen Verlauf der freien W anderung, der für 
die amtliche Umsiedlung, will sie Erfolg haben, ent­
scheidend ist, konnte die amtliche Statistik erst später 
ermitteln und bekannt geben. Und schließlich berück­
sichtigt die Kritik vielfach nicht die Phasenverschie­
bung, die beispielsweise zu der gering erfüllten Quote 
von 1951 den Umsiedlungsrückstand von 1950, der 
1951 umgesiedelt wurde, nicht hinzu gezählt hat.
Aber nicht nur für Schleswig-Holstein, auch für andere 
Notstandsgebiete wie den Bayerischen Wald, die 
Rhön, Nordhessen, um nur einige besonders m arkante 
Beispiele zu nennen, ist die Umsiedlung ein wichtiges 
Sanierungsmittel. Natürlich handelt es sich hier um 
andere Größenordnungen als bei Schleswig-Holstein. 
Aber der Bayerische Wald, der 1939 nur etwa zwei 
Dritteln seiner Bevölkerung eine ausreichende Exi­
stenzmöglichkeit bieten konnte und nach 1945 durch 
den Flüchtlingseinstrom eine Bevölkerungszunahme
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von 33«/o aufwies, kann, trotz industriellen Aufbaus 
nur durdi einen teilweisen Abzug der Überbevölke­
rung entlastet werden. Es sind das Maßnahmen, die 
vielfach von den Ländern allein geplant und durch­
geführt werden können, wie etwa der viel genannte 
Hessen-Plan eine innere Sanierung durch einen Be­
völkerungsausgleich von dein N otstandsgebiet N ord­
hessen nach dem Ballungsraum Frankfurt-W iesbaden 
versuchen möchte. Inwieweit hierfür Bundesmittel 
nötig äind, ist eine andere Frage. Ob aber nun Schles­
wig-Holstein oder Bayerischer W ald oder Nordhessen, 
in allen diesen Fällen wird das eintreten, was vorher 
als regionale Substitution der Sanierungsmöglichkei­
ten bezeichnet wurde. Fernere Aktivräum e helfen durch 
Aufnahme der unter keinen Umständen tragbaren 
Überbevölkerung der Notstandsgebiete. Daß von die­
sem Blickpunkt aus auch die Frage industrieller Auf­
stockung aktivierbarer Räume, etwa im Südwesten 
der Bundesrepublik, gesehen werden sollte, sei noch 
angemerkt. Eine industrielle Belebung in Baden würde 
nicht nur diesem Lande Nutzen stiften, sondern könnte, 
auch durch die damit zu schaffenden Aufnahmemög­
lichkeiten für Flüchtlinge den fernen Notstandsgebie­
ten an der Küste bei der W iederherstellung gesunder 
Verhältnisse helfen. W er die Sanierung seines Landes 
oder seiner Landschaft, die N otstandsgebiet ist, ernst­
haft will, darf seinen Blicfc nicht an deren Grenzen 
Halt machen lassen und glauben, alle verfügbaren 
M ittel müßten nur in seinem Notstandsgebiet un­
m ittelbar investiert werden. Mit einer so eng be­
grenzten Auffassung kann er seinem Gebiet sogar 

• schaden.
H EBUNG DER PROD U KTION SKRA FT 

Bewußt sind die mit der Umsiedlung in ihren ver­
schiedenen Bezügen verbundenen Aufgaben in den 
Vordergrund gestellt worden. Sie sind das erste An­
liegen jeder Politik, die die N otstandsgebiete sanie­
ren will. Und es sind die modernen Aufgaben, die 
in dem Umfang früheren Versuchen fremd waren. 
Alt sind dagegen alle Maßnahmen, durch Hebung 
der wirtschaftlichen Kraft der N otstandsgebiete ihre 
Gesundung herbeizuführen. Da die N otstandsgebiete 
überwiegend A grargebiete sind, liegt nichts näher, als 
mit der Hebung der agrarischen Produktivkraft ihre 
Gesundung zu beginnen. Welche engen Grenzen einem 
solchen Versuch etwa in Schleswig-Holstein gezogen 
sind, wurde bereits angedeutet. Doch gibt es auch 
Gebiete, in denen die Erfolgschancen für die Ge­
samtheit des Notstandsgebietes größer sind. Die Not­
standsgebiete sind oft als agrarische Gebiete mit ge­
ringer landwirtschaftlicher M arktleistung bezeichnet 
worden. Die Ursachen hierfür sind sehr verschieden. 
Für die Rhön sind beispielsweise anzuführen: fladie, 
steinige Ackerkrume, durch Erbteilung bedingte 
starke Parzellierung des Bodens, schlechte W irt­
schaftswege, überhohe Bodenpreise durch den Land­
hunger der Bevölkerung. Die Auswanderung nach 
Amerika ist in der Rhön sehr stark  verbreitet; diese 
Auswanderer, die „Amerikaner", kehren später mit

ihren Ersparnissen in die Heimat zurück, um dort ein 
Grundstück zu erwerben. Dabei werden die Boden­
preise in die Höhe getrieben. V or dem letzten W elt­
krieg ist es nicht selten gewesen, daß der Hektar 
Land in der Rhön mit 5 000 bis 6 000 RM bezahlt 
wurde bei einem Einheitswert von ungefähr 500 RM. 
Daß bei solchen Tatbeständen unter normalen w irt­
schaftlichen V erhältnissen an eine Rentabilität nicht 
zu denken ist, braucht nicht besonders ausgeführt 
zu werden. Infolgedessen haben derartige Betriebe 
eine geradezu ungeheuerliche Verschuldung aufzu­
weisen gehabt. Eine repräsentative Untersuchung von 
1932 weist pro ha landwirtschaftlich genutzter Fläche 
eine Verschuldung von 1 326 RM in der Rhön a u f , 
gegenüber 537 RM im bayerischen Durchschnitt. Die 
Verhältnisse liegen in' den anderen südlichen und 
westlichen N otstandsgebieten der Bundesrepublik bei 
den Gebirgsbauern ähnlich, und fast alle Vorschläge 
zur Gesundung beginnen m it der Forderung, die Flur­
bereinigung durchzuführen, weil sie die V orausset­
zung für alle w eiteren M aßnahmen wie M eliorationen, 
bessere Erschließung der Gemarkungen, wirksame Be­
kämpfung der Erosionsgefahren, Entschuldung und 
Sanierung der K reditverhältnisse ist. Für die nord­
deutschen N otstandsgebiete treten andere Aufgaben 
in den V ordergrund: N eukultivierung von Mooren 
und Ödländereien, W asserschutzbauten, Eindeichun­
gen, Landgewinnungsarbeiten, W indschutzanlagen und 
Aufsiedlung durch Flüchtlingsbauern, Einführung von 
neuen Kulturen u. ä.
Doch war es schon früher bei den Diskussionen über 
die Aufhebung der alten N otstandsgebiete der Mittel- 
gebirgsbauern zu einer A rt communis opinio gewor­
den, daß den Maßnahmen auf dem landwirtschaft­
lichen Sektor andere auf dem Gewerbegebiete parallel 
gehen müßten, sei es, um dem bäuerlichen Proletariat 
eine zusätzliche Erwerbsquelle zur Landwirtschaft zu 
geben, sei es, um die überschüssige Landbevölkerung 
in dem Gewerbe unterzubringen und damit den land­
wirtschaftlichen Betrieb von seinem Überbesatz zu en t­
lasten. Denn eine fühlbare Entlastung vom Bevölke­
rungsüberdruck konnte damals nur in  der Industriali­
sierung gesehen werden, und heute steht sie nach dem 
Bevölkerungsausgleich an zw eiter Stelle der Sanie­
rungsmaßnahmen. Allerdings wird man heute die In­
dustrialisierung der N otstandsgebiete in besonders 
engem Zusammenhang mit dem Bevölkerungsausgleich, 
insbesondere der behördlich gelenkten Umsiedlung 
sehen müssen. Leider hat man, wie schon angedeutet, 
beide Maßnahmen nicht von allem Anfang an k lar als 
Parallelen gesehen und in Einklang gebracht, hat man 
bei der Umsiedlung nicht genügend darauf geachtet, 
die für einen industriellen N eubau nötigen Unter­
nehm er und Facharbeiter im N otstandsgebiet in aus­
reichender Menge zurückzubehalten. So hat vielfach 
ein Ausverkauf der N otstandsgebiete ari Facharbeitern 
stattgefunden, und ihnen ist der Rest verblieben, der 
schwerbeweglich, müde, erwerbsschwach oder erwerbs­
beschränkt ist. Die N otstandsgebiete haben die Pio­
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niere verloren, die für die Ballungsräume nicht die aus- 
sdilaggebende Bedeutung haben, während der in den 
Notstandsgebieten verbliebene, weniger g u t einzu­
setzende Rest in den Ballungsräumen immer noch gut 
hätte verwendet werden können. So könnte man in 
überspitzter Forip den-Vorgang etwa bezeichnen.
Als Standorte für neue Industrien kommen einmal 
Mittelgebirge, ferner Küstengebiete in Frage. W esent­
lich erscheint, daß ein wichtiger Ballungsfäktor fehlt: 
große Kohlenvorkommen. Man muß also bei den Über­
legungen davon ausgehen, daß solche Industrien auf­
gebaut werden, die nicht unm ittelbar der Kohle auf­
gelagert zu sein brauchen. Da es w eiter vor allem 
darum geht, einer zusätzlichen Bevölkerung Erwerbs- , 
möglidikeiten zu bieten, möchten die neuen Industrien 
betont arbeitsintensiv und, da allgemein das Kapital 
teuer und nicht leicht zu beschaffen ist, nicht besonders 
kapitalintensiv sein. Gewisse Ansätze bieten während 
des Krieges verlagerte Betriebe. In dieser Hinsicht ist 
das Vorgehen von Siemens in der Rhön interessant, 
der seinem schon dort befindlichen Betrieb in Bad 
Neustadt/Saale jetzt in Bad Brückenau einen zweiten 
zugesellt. Doch die große Chance für die industrielle 
Aufsiedlung der M ittelgebirge w ar mit dem Ein­
strömen der Flüchtlinge gegeben. Die sudetendeutschen 
und schlesischen Flüchtlinge kamen vielfach aus stark 
industrialisierten M ittelgebirgen. Lag nicht die V or­
stellung nahe, sie gewissermaßen von einem M ittel­
gebirge ins andere zu versetzen und dort wieder das 
W eiterarbeiten zu lassen, was sie einst in ähnlicher Um­
gebung in der alten Heimat geleistet haben? Nun ist 
Mittelgebirge nicht gleich M ittelgebirge, und Johannes 
M ü l l e r ,  der den Sonderfall des Erzgebirges und 
Thüringer W aldes so sehr betont hat, weist mit Nach­
druck darauf hin, daß industrielles Leben auf den 
Mittelgebirgen dort am intensivsten geworden ist, wo 
besonders hervorragende industrielle Fähigkeiten 
Schwierigkeiten m ittleren Umfangs gegenübergestan­
den haben, so auf dem Erzgebirge, dem Thüringer 
Wald und den südwestfälischen Gebirgen. Derartige 
Verhältnisse sind nun aber auf der Rhön, der Eifel, 
dem Bayerischen W ald nicht gegeben. Vielleicht haben 
die Sudetendeutschen Bedingungen gehabt, die denen 
des sächsischen Erzgebirges und des Thüringer W aldes 
mehr entsprachen. Jedenfalls haben sie dann recht v er­
schiedene M ittelgebirgslandschaften in der Bundes­
republik kennengelernt. A ber läßt man einmal alle 
diese Erwägungen beiseite,: so ist es leider schon in 
vielem zu spät. W esentliche Teile der Flüchtlingsindu­
strien haben in anderen Räumen, nicht zuletzt in A k­
tivräumen wie W ürttem berg oder Nordrhein-W est­
falen, ihren neuen Standort gefunden. Sie sind auch 
keineswegs alle aufs Land gezogen, sondern haben 
vielfach die Großstädte aufgesucht. In Nordrhein-W est- 
falen liegt beispielsweise der lokale Schwerpunkt der 
Flüchtlingsindustrien eiiideutig bei den Großstädten, 
und wenn auch in Bayern das Schwergewicht in den 
unteren Gemeindegrößenklassen bis zu 10 000 Ein­
wohnern zu finden ist, so ist damit noch nicht gesagt.

daß diese Flüchtlingsbetriebe bevorzugt in bayerischen 
Notstandsgebieten sich angesiedelt hätten. Das ist 
ganz und gar nicht der Fall. Jedenfalls sind die Flücht­
lingsindustrien zum überwiegenden Teil keine schwe­
benden Industrien mehr, die erst ihren Standort suchen 
müßten. Sie besitzen ihn bereits .und werden ihn so 
leicht nicht w ieder aufgeben. Man muß ihnen also 
schon etwas bieten, will man sie als Industriepioniere 
in die Notstandsgebiete ziehen. Um so nachdrücklicher 
ist aber zu prüfen, welche industriellen Ansätze sei­
tens der Flüchtlinge in den Notstandsgebieten schon 
wieder notleidend geworden sind, etwa im Bayerischen 
Wald, aber im Interesse der wirtschaftlichen Entwick­
lung des Gebietes gehalten werden müssen. Das ist 
eine Frage, für deren Beantwortung man auch die 
weltmarktwirtschaftlichen Möglichkeiten der betreffen­
den Industrie nicht übersehen darf.

PLA NU N G  U N D  PH A N TA SIE 

In diesen wie in allen anderen Fällen der Stützung 
wie der Neuerrichtung von industriellen Betrieben in 
Notstandsgebieten' wird eine sorgfältige Planung not­
wendig sein, die aber auch ein gewisses Maß von 
Phantasie entfalten muß und nicht ängstlich an alten 
Schemata hängen bleiben darf. Die industriew irt­
schaftliche Entwicklung W ilhelmshavens ist ein sehr 
instruktives Beispiel dafür, was sich aus Neuland her­
ausholen läßt. V ielseitigkeit, Ausnutzung aller beson­
deren lokalen Möglichkeiten und Anpassung an die 
weltmarktwirtschaftlichen Chancen sind die Erforder­
nisse des industriellen Neubaues, der darauf abgestellt 
sein sollte, hochwertige Exportgüter zu erzeugen. 
Industriewirtschaftliche Intensivierung und Umsied­
lung sind die beiden entscheidenden Mittel zur Sanie­
rung der Notstandsgebiete. Sie bedürfen zu ihrem Ge­
lingen noch zusätzlicher Maßnahmen. W as für die Um­
siedlung der W ohnungsbau ist, ist für die Industriali­
sierung der Ausbau von Verkehrsmöglichkeiten. Hier 
wird es, das zeigen alle einzelnen Pläne und Vor­
schläge ganz deutlich, zuerst auf einen Ausbau des 
Straßennetzes ankommen. Der Bau neuer Eisenbahn­
linien taucht wohl auch hier und da in den Plänen auf; 
aber insgesamt kommt es bei der Eisenbahn auch in 
diesem Falle nicht so sehr auf den Bau neuer Strecken, 
sondern auf die Verfeinerung des Tarifsystems an. 
Wichtig ist dagegen die Verdichtung des Straßen­
netzes, um neue industrielle Niederlassungen oder die 
Erweiterung schon bestehender zu ermöglichen und um 
die Arbeitskräfte aus den entfernter liegenden Dörfern 
heranzuholen. Ein größerer Pendelverkehr wird sich 
in Notstandsgebieten vielfach nicht vermeiden lassen. 
Auch hier haben sich öfter sehr allgemeine Urteile 
breit gemacht, die der Bedeutung des Pendelverkehrs 
nicht gerecht werden. Der Pendelverkehr spielt in der 
Beurteilung oft dieselbe Rolle wie die Heimarbeit, auch 
sie ist eine häufige Erscheinung der Notstandsgebiete. 
Man hat früher die Heimarbeit geradezu als soziales 
Elendsmerkmal angesehen, und mit dem Pendelverkehr 
geschieht es manchmal ebenso, da man neben den 
schädlichen Einflüssen die guten Seiten völlig vergißt.
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Nur in großen Zügen konnten die Aufgaben und Mög- 
lidikeiten einer Sanierung der deutschen Notstands­
gebiete hier behandelt werden. Und nur auf die Her­
vorhebung der wesentlichen Hilfsmaßnahmen konnte 
es ankommen, Maßnahmen, die auf Schaffung von

auskömmlichen Dauerexistenzen ausgehen. Denn N ot­
standsmaßnahmen, die nur Arbeitslosen Beschäftigung 
überhaupt bringen wollen, „damit sie nicht auf der 
Straße liegen“, sind keine Sanierung, sie sind vielfach 
eine Fehlleitung von Kapital.

Summary: T h e  G e r m a n D i s t r e s s -  
e d  A r e a s ;  a T a s k  f o r  T e r r i ­
t o r i a l  P l a n n i n g .  Restoration of 
the German distressed areas is a two­
fold task in that it is partly  structural 
and partly  regional. ■ The distressed 
areas are to be incorporated in the 
fabric of the overall economy which 
would be a m atter for general social 
and economic policy; then it will have 
to be decided what regional centres of 
gravity are to be formed and what 
areas are to be developed which would 
be a m atter for territorial planning. 
The torso which makes up the Federal 
Republic shows profound changes as 
against the pre-w ar yeais so that all 
efforts at a new socio-economic set-up 
can only be of a provisional nature. 
To the classical symptoms of distressed 
areas have been added a number of 
new characteristics which allow for a 
classification by areas newly distress­
ed by overpopulation after the war, 
areas weakened in their economic 
functions by damages, and backward 
agricultural areas. As the restoration 
of German distressed areas is a part 
of the reconstruction of the overall 
economic structure, the relevant policy 
is determined, structurally as well as 
regionally, by the overall problems. 
Hence, it would be misleading to re­
duce m atters to the simple alternative 
whether industry should be established 
where there is manpower. A certain 
amount of resettlem ent is no doubt 
the most important of all measures. 
But it cannot be the meaning of re­
settlem ent programmes to transplant 
refugees from one distressed area into 
another. Even a planned resettlem ent 
must follow the direction of free mi­
grations from passive areas to active 
areas. But then, resettlem ent programs 
must be closely coordinated with 
raising the productive capacity of the 
distressed areas by increasing agri­
cultural production and by industrial­
ization so that the emigration of man­
power required for these tasks can be 
prevented. All measures of assistance 
call for thorough planning and for a 
certain amount of imagination, but 
not for scrupulously adhering to the 
old routine.

Résumé: L e s  r é g i o n s  d e  d é ­
t r e s s e  a l l e m a n d e s  — t â c h e  
g é o p o l i t i q u e .  L'assainissement 
des régions de détresse allemandes 
exige la réorganisation et structurelle 
et régionale. Il faut intégrer ces ré­
gions dans l'ensemble de l'économie 
allemande, ce qui est affaire de la poli­
tique sociale et économique. En plus 
il faut décider des centres de gravité 
territoriaux à former et des régions à 
développer, ce qui est affaire de la 
géopolitique. Le torse que représente — 
en comparaison avec l'avantguerre — 
la République Fédérale a subi des 
changements aussi profondes que toutes 
les m esures pour une réorganisation 
sociale de l'économie ne peuvent être 
que provisoires. Les symptômes classi­
ques des régions de détresse ont été 
augmentés de traits nouveaux, de façon 
qu'on _ puisse distinguer les nouvelles 
régions de détresse surpeuplées e t aux 
fonctions économiques affaiblies éco­
nomiques de l'après-guerre des régions 
agricoles arriérées. L 'assainissement 
des régions de détresse allemandes 
étant une tâche de la réorganisation 
structurelle de l'économie allemande 
les méthodes et moyens à employer 
seront déterminés par l'ensemble des 
problèmes. L 'alternative de diriger ou 
les hommes sur le travail ou le travail 
vers les hommes serait donc une fausse 
simplification. Sans doute aucun la 
répartition égale de la population serait 
la mesure la plus importante de tou­
tes. Cependant il ne ferait pas de sens 
de rediriger les réfugiés d'une région 
de détresse sur une autre. Même la 
m igration dirigée devrait s'adapter à 
la migration libre de régions sur­
peuplées aux régions d'absorption. Il 
faudrait établir des relations étroites 
entre la répartition égale de la popu­
lation et l'am élioration de la capacité 
de production des régions de détresse. 
Ceci se ferait par l'augm entation de la 
production agricole et par l'industria­
lisation; donc il ne faudrait pas laisser 
partir la main-d'oeuvre nécessaire. 
Toutes ces tâches d'assistance deman­
dent une planification m éticuleuse, 
mais aussi de l'im agination afin de ne 
pas conserver peureusem ent des con­
ceptions dépassées.

Resumen: L a s  r e g i o n e s  e n
e s t a d o  d e  n e c e s i d a d  a l e ­
m a n a s :  u n a  t a r e a  p a r a  l a
p o l í t i c a  d e  e s p a c i o .  El sane­
amiento de las regiones en estado de 
necesidad alemanas se divide en dos 
tareas parciales, una estructural y  o tra 
regional. Esas regiones deben ser in­
corporadas en la estructura de la eco­
nomía alemana, lo que constituye una 
cuestión de política económica y  so­
cial en general y  hay que determ inar 
los núcleos de gravitación y  las re­
giones que deben ser desarrolladas, 
lo que constituye una tarea de la polí­
tica de espacio. El torso, que consti­
tuye la República Federal, acusa cam­
bios radicales en comparación con la 
anteguerra, de manera que todas las 
medidas tomadas para una reconstruc­
ción de la economía social, solamente 
pueden tener un carácter provisional. 
Los síntomas clásicos de las regiones 
en estado de necesidad fueron aumen-_ 
tados por una serie de nuevas señales’ 
características que hacen posible una 
división entre las regiones en estado 
de necesidad superpobladas debido a 
la guerra, las regiones destruidas, de­
bilitadas funcionalmente y  las regiones 
agrarias de desarrollo retardado. Al 
ser el saneamiento de las regiones en 
estado de necesidad alemanas una tarea  
de la reconstrucción estructural y  re ­
gional de la economía alemana, los 
medios estructurales y  regionales son 
determ inadas por la problem aticidad 
general. Por eso, la simple alternativa 
si se debe acercar el trabajo a los 
hombres, o los hombres al trabajo, 
resulta un descamino. No cabe duda 
de que entre todas las medidas, la 
compensación de la población desem­
peña el papel predominante. Sería 
contrario al sistema sano de m igración 
trasladar refugiados de una región en 
estado de necesidad a otra. También 
la m igración dirigida debe, de acuerdo 
con la migración libre, hacerse del 
espacio pasivo al espacio activo. Estre­
chamente ligado con la compensación 
de la  población es el fenómeno de la 
capacidad productiva de las regiones 
en estado de necesidad, lo que puede 
conseguirse por un aumento de la pro­
ducción agropecuaria y  la industriali­
zación, impediendo la emigración de la 
necesaria mano de obra. Para todos 
los posibles casos de asistencia se 
necesitará una planificación cuidadosa 
y  cierto grado de fantasía, para que 
no se quedase suspendido en antiguos 
esquemas.
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